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Der Widerspruch um die EG-Bildungspolitik

Die Auseinandersetzung mit der Bildungspolitik der Europäischen Gemein-
schaft führt schon sehr bald zu einem grundsätzlichen Widerspruch: Alle Überle-
gungen, Pläne, Konzepte, die auf eine europäische Integration gerichtet entwik-
kelt wurden, betonen die Bedeutung der Bildung und Erziehung für das Gelin-
gen der Bemühungen um die Einigung Europas. Dies gilt sowohl für die histori-
schen Entwürfe wie auch für die Konzepte, die dann zur Europäischen Gemein-
schaft führten und schließlich für alle die Berichte und Pläne, die die Weiterent-
wicklung der Gemeinschaft zum Gegenstand haben. Als letzter in der Reihe sei
nur der Tindemans-Bericht erwähnt1.

Ausgangspunkt für die Bedeutung, die der Bildung fürdas Gelingen der Eini-
gung beigemessen wird, ist die Überlegung, daß nur dann eine wirkliche Ge-
meinschaft entsteht, wenn sich bei den Gliedern der Gemeinschaft eine „Ge-
meinschaftsidentität" entwickelt. So sollte z.B. eine „Wirtschaftsgemeinschaft"
nicht nur vom Utilitarismus derer, die mit Außenwirtschaft unmittelbar befaßt
sind, getragen werden, sondern sie sollte im Bewußtsein der Betroffenen ihren
Wert zugewiesen bekommen in einer und für eine Friedensgemeinschaft, für ei-
ne politische und für eine soziale Gemeinschaft, die zugunsten aller Glieder
wirkt, die dann aber auch die Solidarität aller fordert, wenn innerhalb der Ge-
meinschaft Spannungen auftreten. Der Ausgleich dieser Spannungen ist bei ent-
sprechenden Größenordnungen schließlich nur noch möglich, wenn er sich auf
die durch Bildung und Erziehung gewonnene Identität stützen kann.

Diese in ihrem Grund unbestrittene Bedeutung der Bildung und damit ver-
bunden der Bildungspolitik steht in einem starken Widerspruch zu dem, was sich
bei der EG-Bildungspolitik — wenn dieser Ausdruck nicht schon zu stark ist —
beobachten läßt: Ausgangspunkt für die Bildungspolitik auf Gemeinschaftsebe-
ne sind die Verträge, die eben für eine Wirtschaftsgemeinschaft formuliert sind.
Bildungspolitische Aktivitäten finden daher auf vertraglich ableitbarer Basis nur
als „Hilfspolitik" für Beschäftigungs- und Wettbewerbspolitik, für Regional-
und Sozialpolitik statt. Dies bringt dann unmittelbar eine Verkürzung von Bil-
dung zu Ausbildung und Fortbildung, im Sinne beruflicher Ausbildung und Fort-
bildung mit sich. Der Aspekt der Gemeinschaftsbildung durch allgemeine, ge-
meinschaftsbezogene Bildung, die konsequent zu einer „europäischen Bürger-
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künde" führte, wird nicht nur vernachlässigt, sondern vermieden, da er unmittel-
bar das Kernproblem von „Vergemeinschaftung" berührt oder berühren könn-
te: der Verlust an nationalstaatlicher Identität und damit Souveränität zugunsten
des Gemeinschaftssystems2. Zwar erscheint der Strang europäischer Bildung im
Sinne einer Erziehung für Europa auch in den bildungspolitischen Dokumenten
der Gemeinschaft mit wechselnder Konjunktur, selten offen, häufiger versteckt.
Ansätze einer Realisierung europäischer Bildung sind zum Beispiel verknüpft
mit dem Europa-Kolleg Brügge, einer privaten Initiative, und später mit dem
Europäischen Hochschulinstitut, Florenz. Ihr Beitrag zur Integration durch Bil-
dung ist allein schon von der Quantität der Beteiligten her gering.

Konkrete Ansätze der Europäischen Gemeinschaft innerhalb der Gemein-
schaftsaktivitäten, bildungspolitische Konzepte zu entwickeln, datieren von
19733. Daß die Bildung gerade zu diesem Zeitpunkt für die Gemeinschaft „ent-
deckt" wurde, mag damit zusammenhängen, daß die erste Phase der Verwirkli-
chung eines gemeinsamen Marktes erfolgreich abgeschlossen war, daß neue Fel-
der gesucht wurden, die der politischen Einigung möglicherweise neue Impulse
geben könnten, und daß es sich um eine Zeit hoher Aufmerksamkeit und Re-
formbereitschaft für den Bildungsbereich in so gut wie allen Ländern der Ge-
meinschaft handelte. Darüber hinaus könnten Zyniker vermuten, daß die Er-
weiterung der Gemeinschaft es notwendig machte, wegen der größeren Zahl an
Kommissionsmitgliedern neue, lohnende Aufgabengebiete zu identifizieren, um
eine hinreichende Auslastung der Kommission zu erreichen. Die Legitimation
zum Überschreiten der in den Verträgen ausschließlich angesprochenen berufs-
bezogenen Bildung hinein in den Bereich der allgemeinen (schulischen) Bil-
dung, leitete der damals zuständige Kommissar Ralf Dahrendorf aus der Un-
trennbarkeit von allgemeiner, berufsvorbereitender und beruflicher Bildung ab.

Die ersten Konzepte mündeten 1976 in einem Aktionsprogramm4 im Bil-
dungsbereich, das bis heute Grundlage der bildungspolitischen Aktivitäten der
Europäischen Gemeinschaft ist und in dessen Begründungszusammenhängen
die Nähe zur Wirtschaftsgemeinschaft nach wie vor offenkundig ist: Freizügig-
keit innerhalb der Gemeinschaft bedingt die Integration der schulpflichtigen
ausländischen Arbeitnehmerkinder in das Bildungssystem des Gastlandes, be-
dingt ebenso die Entwicklung von Sprachenunterricht. Dies wiederum hängt ab
von einer angemessenen Ausbildung der Lehrer für diese Aufgaben. Ein weite-
rer Schwerpunkt ist die Förderung von Universitätsbesuchen im Ausland. Hinzu
kommen einige weitere Punkte, unter denen bemerkenswert die „europäische
Dimension im Unterricht" ist, die ein Schritt in Richtung auf eine „Gemein-
schaftskunde" der EG darstellt. Die Vorbereitung auf die Direktwahl des Euro-
päischen Parlaments verstärkte diesen Ansatz, so daß es am 8. Juni 1978 zu einer
Mitteilung der Kommission an den Rat zum „Unterricht mit europäischen Bil-
dungsinhalten"5 kam, die ein Konzept europäischer Bildung enthält, das sowohl
didaktisch fundiert wie praktisch realisierbar ist und über den Beschluß der Kul-
tusministerkonferenz der am gleichen Tag zum gleichen Thema für die Bundes-
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republik Deutschland verabschiedet wurde, deutlich hinausweist. Nur, im Ge-
gensatz zum KMK-Beschluß, wurde das EG-Papier nie für den Unterricht wirk-
sam.

Der Grund dafür liegt in der Tatsache, daß die gesamten bildungspolitischen
Aktivitäten auf EG-Ebene einmal mehr durch die Kontroverse um die Kompe-
tenzen beeinträchtigt wurden: Hatte man sich 1976 noch auf die Kompromißfor-
mel „der Rat und die im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen" verständi-
gen können, in der einerseits das Gemeinschaftsorgan firmiert, andererseits aber
die Zuständigkeit der nationalstaatlichen Regierungen herausgestellt wird, so
wurde in der darauffolgenden Zeit durch Frankreich, vor allem aber durch Dä-
nemark die Bildungspolitik durch Gemeinschaftsorgane grundsätzlich abgelehnt
als Eingriff in die Souveränität. Dahinter steht nicht zuletzt eine „Überfrem-
dungsangst", die in der innenpolitischen Diskussion Dänemarks im Zusammen-
hang mit der EG-Mitgliedschaft eine Rolle spielt. Diese Probleme hatten zur
Folge, daß nach 1976 der Rat der Erziehungsminister dreimal verschoben wurde
und erst am 27. Juni 1980 erneut zusammentrat unter derselben Formel wie 1976.
Hauptpunkt war dann auch der Gesamtbericht über den Stand der Durchführun-
gen des Aktionsprogrammes vom 9. Februar 1976. Dieser Gesamtbericht wurde
nun bemerkenswerterweise nicht von der Kommission vorgelegt, sondern vom
„Ausschuß für Bildungsfragen", in dem die Mitgliedstaaten und die Kommission
vertreten sind.

Schwerpunkte des Gesamtberichts
Über den Gesamtbericht wurde grundsätzlich Einvernehmen erzielt, zu Ver-
handlungen über Einzelheiten, insbesondere die über Auswirkungen auf den
Haushalt wurde der Bericht an den Ausschuß der Ständigen Vertreter verwie-
sen.

Die 1980 gezogene Bilanz erscheint auf den ersten Blick recht eindrucksvoll.
Grundsätzlich können sowohl auf der Ebene der Mitgliedstaaten wie auf Ge-
meinschaftsebene zu den einzelnen Punkten des Aktionsprogrammes eine Reihe
von Maßnahmen aufgeführt werden, die sich aus dem bildungspolitischen An-
satz ergeben und dann konsequent auf die operationalisierten Ziele hin verfolgt
werden: Die sozialen Folgen der Freizügigkeit, die sich vor allem bei der Migra-
tion von Gastarbeitern einstellten, führen zu Modellversuchen und Maßnah-
men, die einerseits das schnelle und umfassende Erlernen der Sprache des Gast-
tandes zum Gegenstand haben, andererseits aber die muttersprachliche und lan-
deskundliche Berücksichtigung des Herkunftslandes. Ergänzt wird dies durch
praktische Versuche zur Einrichtung einer optimalen Bildungs- und Berufsbera-
tung, insbesondere beim Übergang von der Schule in den Beruf und durch Maß-
nahmen im Bereich der Lehrerbildung, die sowohl für Lehrer aus den Aufnah-
meländern wie für Lehrer aus den Entsendeländern, die im Aufnahmeland un-
terrichten, eingeführt wurden. Für die Zukunft wird zusätzlich ein Hauptaugen-
merk auf die vorschulische Bildung von Gastarbeiterkindern und auf die speziel-
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len Bildungsbedürfnisse und -probleme der Ausländer in der zweiten oder sogar
schon dritten Generation gerichtet. Nicht selbstverständlich ist es, daß alle diese
Maßnahmen auch für Gastarbeiter und ihre Kinder aus Drittländern gelten.

In anderen Bereichen der Bildung verfährt die EG deutlich restriktiver. Be-
merkenswert auch der Vergleich mit den entsprechenden Arbeiten des Europa-
rates, der im Rahmen des Rates für kulturelle Kooperation (CDCC) im gleichen
Problemfeld einen breiteren Bildungsansatz verfolgt. Eine Zusammenarbeit
zwischen EG und Europarat findet zwar statt, vor allem auf der Ebene einzelner
konkreter Projekte, der Diskussionsstand beider Institutionen divergiert aber
noch beträchtlich.

Eine zweite bemerkenswerte Linie europäischer Bildungspolitik wird auf der
Ebene der Bildungsadministration unter der Überschrift „Verbesserung der
Korrespondenz der Bildungssysteme in Europa" verfolgt. Man fühlt sich ein we-
nig an die Verfahren der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) erin-
nert, wenn regelmäßige Zusammenkünfte der Verantwortlichen für die Bil-
dungspolitik und Studienbesuche für Verwaltungsfachleute der Bildungsadmini-
stration bei verwandten Dienststellen in anderen Mitgliedsländern durchgeführt
werden. Die Anzahl der beteiligten Personen ist mit etwa 200 pro Jahr bei zehn
Mitgliedstaaten sehr gering.

In der Frage des Schüleraustausches sind die EG-Bildungspolitiker ebenfalls
aktiv. Allerdings handelt es sich hierbei noch um eine Orientierungsphase über
die bildungspolitische Einordnung der eigenen Position in Abgrenzung und in
Konvergenz mit den zahlreichen bi- und multilateralen Austauschprogrammen,
die bereits existieren. Der Pragmatismus der Kommission führt hier zu dem
Plan, zunächst einmal alle Informationen zu sammeln und als „Handbuch für
den Austausch" zugänglich zu machen.

Der Informationszugang und -austausch für die Bildungssysteme der Mitglied-
staaten ist ein weiterer Punkt zur Verbesserung der bildungspolitischen Ent-
scheidungsfindung. Hierzu hat die Kommission 1980 ein Informationsnetz „EU-
RYDICE" installiert, das im Endzustand über Datenaustausch mit Elektroni-
scher Datenverarbeitung arbeiten soll. Es basiert unter anderem auf den Vorar-
beiten des Europarates mit seinem Bildungsinformationssystem „EUDISED",
ist allerdings thematisch begrenzt auf Schulbildung der Wanderarbeitnehmer,
Fremdsprachenunterricht, Übergang von der Schule zum Beruf und Zulassungs-
bedingungen im Hochschulbereich. Eine weitere Begrenzung besteht im Zugang
zu EURYDICE, der vorerst nur den staatlichen Bildungsverwaltungen offen-
steht. Erste Erprobungen zeigen, daß das System noch sehr unterschiedlich von
den verschiedenen Mitgliedstaaten mit Informationen bedient wird und bedient
werden kann. Zur Verbesserung dieser Situation wird im Rahmen des Statisti-
schen Amtes der EG an einer „Europäisierung" der Bildungsstatistik gearbeitet.

Im Bereich der Hochschulbildung sind die bildungspolitischen Aktivitäten der
Gemeinschaft wenig umstritten. Dies mag einerseits daraus resultieren, daß hier
ein enger Zusammenhang mit dem Bereich „Forschung" gegeben ist, der speziell
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im EURATOM-Vertrag verankert ist, andererseits an der grundsätzlich stärke-
ren Internationalität der universitären Bildung und schließlich daran, daß hier
der Aspekt nationaler Ausrichtung im Sinne einer „Staatsbürgerkunde" weit in
den Hintergrund tritt.

Der Hochschulbereich bekam vor allem dadurch verstärkt Bedeutung auf eu-
ropäischer Ebene, daß in einigen Mitgliedstaaten Zulassungsbeschränkungen
für Studienfächer eingerichtet wurden, die zum Teil zu Ausweichbewegungen
der Studenten führten. In der Folge dieser Entwicklung hat der Ausschuß für
Bildungsfragen sehr differenziert Ziele und Grundsätze für die Zulassung von
Studenten aus anderen Mitgliedstaaten ausgearbeitet. Dabei wird grundsätzlich
auf Freizügigkeit und Nichtdiskriminierung hingewirkt, im Zweifelsfalle aber
hat jeder Mitgliedstaat oder jede Universität, da wo sie autonom sind, die Mög-
lichkeit, Einschränkungen vorzunehmen, wenn sie in der jeweiligen Situation
begründet sind. Weitere Diskussionspunkte sind die Anerkennung von Studien-
zeiten im Ausland auf das Vollstudium, die Anerkennung der Diplome und
schließlich die Anerkennung der Lehr- und Forschungstätigkeit im Ausland für
Dienstalter und Versorgungsansprüche. Endgültige Lösungsvorschläge sind hier
noch nicht absehbar.

Unmittelbar auf Lehrende und Studierende im Hochschulbereich bezogen ist
ein Programm mit vier- bis sechswöchigen Studienaufenthalten für Lehr- und
Verwaltungspersonal und vor allem die Förderung von gemeinsamen Studien-
und Forschungsprogrammen von Hochschulen in verschiedenen Mitgliedstaa-
ten. Von dieser Art werden 1979/80 74 Vorhaben gefördert. Der entscheidende
Vorteil dieser Maßnahme liegt darin, daß die europäische Dimension von den
Betroffenen unmittelbar erfahren wird, eine der Voraussetzungen für tragfähige
Integration.

Der Grundphilosophie gemeinschaftlicher Bildungspolitik entsprechend lie-
gen wesentliche Anstrengungen auf dem Gebiet der Berufsvorbereitung und des
Übergangs von der Schule in den Beruf. Dabei konzentrieren sich die EG-Maß-
nahmen auf sogenannte „unterprivilegierte Gruppen" — auch unter dem Aspekt
der Gleichbehandlung — wie Mädchen, Gastarbeiterkinder, behinderte Jugend-
liche und neuerdings sehr stark auf jugendliche Arbeitslose.

Allerdings sind in der letzten Zeit Zweifel laut geworden, ob eine „positive
Diskriminierung" durch gezielte Förderung nicht unter Umständen eine optima-
le Eingliederung dieser Gruppe in die Arbeitswelt eher erschwert. Die Aktivitä-
ten in diesem Sektor ähneln denen, die die EG auch sonst ergreift: Informations-
sammlung und -austausch, auch durch Vereinheitlichung der Bildungsstatisti-
ken, Studienaufenthalte und Expertenberichte und schließlich die Durchfüh-
rung von Modellvorhaben. Diese Modellvorhaben dienen u.a. der Erforschung
der Bildungsbedürfnisse und -motivation, der Entwicklung kontinuierlicher Bil-
dungs- und Berufsberatung und den Ausgleichsmaßnahmen für die „unterprivi-
legierten Gruppen". Die Gesamtkosten, getragen von der EG und den Mitglied-
staaten, beliefen sich in den Schuljahren 1978/79 und 1979/80 auf 6 Millionen
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ERE. Begleitet werden diese Maßnahmen von einem Netz von Erfolgskontrol-
len, die gleichzeitig den Erfahrungsaustausch zwischen den Beteiligten fördern.

Alle bisher beschriebenen Bildungssektoren übergreifend steht die Förderung
des Fremdsprachenunterrichtes. Auch hier findet sich wieder der Versuch, den
unmittelbaren Zusammenhang mit den Verträgen herzustellen, wenn bessere
Sprachkenntnis als erstes auf Nutzung der Freizügigkeit und der Niederlassungs-
freiheit bezogen und dann als Verbesserung der beruflichen Qualifikation ver-
standen wird. Aber auch der Gedanke der Völkerverständigung durch das Ver-
stehen der Sprache anderer wird als Begründung angeführt, wobei unreflektiert
bleibt, daß Fremdsprachenkenntnis und Kenntnis von der Kultur der anderen
für Verständigung zwar hilfreich sein kann, aber nicht ausreicht: Diese Kennt-
nisse gehörten zum Bildungskanon der Vergangenheit und konnten Feindschaft,
Haß und Kriege nicht verhindern.

Eine (sprachen-) politische Entscheidung liegt darin, daß das Erlernen der we-
niger weit verbreiteten Gemeinschaftssprachen besonders gefördert werden
soll. Dies läßt sich interpretieren als die Förderung der kulturellen Vielfalt in der
Einheit der Europäischen Gemeinschaft oder auch unter dem Aspekt „allen
wohl und niemandem wehe". Die vorgeschlagenen Maßnahmen bewegen sich
im üblichen Rahmen: Informationssammlung und -austausch, Pilotprogramme
für Fremdsprachenunterricht, vor allem im berufsbildenden Bereich und in der
beruflichen Weiterbildung, Austauschprogramme, vor allem unter dem Aspekt
der Sprachstudien. Dabei wird das Erlernen von zwei Gemeinschaftssprachen
neben der Muttersprache, wo eben möglich, angestrebt. Herauszuheben ist der
Bereich der Aus- und Fortbildung der Fremdsprachenlehrer, für die ein hinrei-
chend langer Studienaufenthalt in dem Land, dessen Sprache sie unterrichten,
obligatorisch werden soll. Hinzu kommt ein Programm für den Austausch von
Fremdsprachenassistenten und für kurze Studienreisen von Sprachdidaktikern,
Verwaltungsbeamten und Bildungsberatern. Bisher eher marginal behandelt,
aber immerhin in das bildungspolitische Programm aufgenommen sind die Be-
reiche: vorschulische Erziehung, Schulbildung für behinderte Kinder und die
Beteiligung der Eltern an den Entscheidungen im Bildungsbereich.

Neben den skizzierten Sektoren, die in jedem der Mitgliedstaaten Gegenstand
von Bildungspolitik sind und für die die bildungspolitischen Aktivitäten der Ge-
meinschaft und auf Gemeinschaftsebene ergänzenden und unterstützenden
Charakter haben, steht der Programmpunkt: Die Europäische Gemeinschaft
und Europa in den Schulen. Dieser Bereich bereitet den Bildungspolitikern der
Gemeinschaft aus mehreren Gründen Schwierigkeiten, die über die in den ande-
ren Sektoren hinausgehen: Ein Bezug zu beruflicher Qualifikation und damit ei-
ne Referenz zu den Verträgen läßt sich nur unter größten Schwierigkeiten her-
stellen. Ziel ist die Bildung eines Europabewußtseins — ein Ziel, das nicht in al-
len Mitgliedstaaten positiv gesehen wird. Angesprochen ist letztlich eine allge-
meine politische Bildung über und für Europa, die in einigen Mitgliedstaaten un-
mittelbar in eine Domäne nationalstaatlicher Ausschließlichkeiten hineingreift.
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Hat man diese Schwierigkeiten im Auge, dann ist, nicht zuletzt unter dem
Aspekt der Förderung europäischer Integration, ausgesprochen positiv zu ve-
merken, daß die Gemeinschaft eine Verantwortung für diesen Bereich ange-
nommen und festgeschrieben hat. Der Katalog der Maßnahmen erstreckt sich
wiederum auf den Austausch von Erfahrungen, Materialien und Lehrplänen,
Studienaufenthalte und Seminare für Lehrer und Lehrerbildner und entspre-
chender Lehrerbildungsmaßnahmen. Allerdings entsteht der Eindruck, daß die
Aktivitäten in diesem Bereich eher gebremst ablaufen und unterhalb einer ge-
wissen „Reizschwelle", da sonst womöglich eine politische Kontroverse diesen
Bereich weiter reduzieren könnte.

Die bildungspolitische Arbeit
Gerade die europäische Bildung im Sinne allgemeiner politischer Bildung über
und für Europa ist ein besonderes Anliegen in der bildungspolitischen Arbeit des
Europäischen Parlaments — leicht erklärlich aus dem allgemeinen politischen
Mandat der Abgeordneten und ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse: Die
Arbeit der Abgeordneten kann nur bei entsprechenden Kenntnissen und einem
entsprechenden Europabewußtsein durch die Wähler gewürdigt werden.

Für die Bildungspolitik des Europäischen Parlaments sind zwei Dinge aus-
schlaggebend: Die gleiche Unsicherheit der inhaltlichen und formalen Einord-
nung von Bildung in das System der Gemeinschaftspolitik, die bei Kommission,
Ausschuß für Bildungsfragen und Ministerrat festzustellen ist, trifft man beim
Parlament an — ablesbar an der offiziellen Bezeichnung des entsprechenden Par-
lamentsausschusses, der als „Ausschuß für Jugend, Kultur, Bildung, Informa-
tion und Sport" firmiert. Stellt man die bisher verfügbare Zeit und die Kapazität
der Abgeordneten in Rechnung, dazu die allgemeinen Anlauf Schwierigkeiten
des Parlaments insgesamt, der Ausschüsse und der einzelnen Parlamentarier,
dann verwundert es nicht, daß bisher bildungspolitische Linien nur ansatzweise
entwickelt wurden bei erstaunlich hohem Engagement der hier aktiven Parla-
mentarier. Vereinfachend läßt sich sagen, daß die bildungspolitischen Positio-
nen im Parlamentsausschuß, der bereits eine Reihe von Berichten und Anfragen
vorlegte, zwischen allgemeiner Jugendpolitik, berufsbezogener Ausbildung, In-
formation und „europäischer Staatsbürgerkunde" pendelt. Dabei sind in der
Tendenz die ersten beiden Schwerpunkte der Sozialistischen Fraktion zuzuwei-
sen, die dabei einen Schwerpunkt bei den organisierten Jugendlichen setzt, die
beispielsweise im „Europäischen Jugendforum" eine auf die Gemeinschaft bezo-
gene Dachorganisation haben. Die Christdemokratische Fraktion entwickelt
eher Schwerpunkte in den beiden letzten Bereichen, wobei sie vor allem auf die
nicht organisierte Jugend zielt und so z.B. die allgemeine schulische Bildung
eher in den Blick bekommt. Eine einigermaßen kohärente Konzeption zur Bil-
dungspolitik steht allerdings nach wie vor aus.

Zu erwähnen ist noch der Wirtschafts- und Sozialausschuß, der die berufsbe-
zogene Bildungspolitik der Gemeinschaft mit zu seinem Aufgabenbereich zählt
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und weiter das „Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsausbildung
(CEDEFOP)" in Berlin, das unter Beteiligung der Mitgliedstaaten, der Kom-
mission und der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände die Kommission bei
der Förderung und Entwicklung der Berufsaus- und -Weiterbildung unterstützt.

Abschließend sei der Stellenwert der Bildungspolitik der Europäischen Ge-
meinschaft kurz reflektiert: sieht man, daß das „Direktorat Bildung" in der
Kommission binnen weniger Jahre von der Generaldirektion X „Information"
über die Generaldirektion XII „Wissenschaft und Forschung" schließlich ab 1.
Januar 1981 zur Generaldirektion V „Beschäftigung und soziale Angelegenhei-
ten" wanderte, so ist dies sicher ein Indiz dafür, daß Bildungspolitik nur am Ran-
de „vegetiert". Gleiches ergibt sich aus einer Analyse der Haushalte. Stellt man
sich die finanziellen und politischen Dimensionen, etwa der Agrar- oder der
Energiepolitik vor, dann verschwindet der Bereich Bildung sehr schnell aus dem
Blickfeld der Akteure in der Gemeinschaftspolitik — trotz allem Wissen um die
Wichtigkeit der Bildung für die europäische Integration. Die Bildungsprogram-
me der EG, die in den nächsten Jahren weitergeführt wurden, bieten aber im-
merhin die Gewähr, daß die Möglichkeiten europäischer Bildung jederzeit akti-
viert werden könnten.
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